
Liebe Leserinnen und Leser,
in dieser Doppelausgabe der AvantiO. berichten wir über die nun mo-
natlich in Oberhausen auftauchenden Nazis, und ebenso über den Ver-
laufder Prozesse gegen AntifaschistInnen wegen einer Kundgebung am
1. Mai 2015 in Oberhausen-Osterfeld.

Einen Artikel zum Care-Revolution Netzwerktreffen in Hamburg im
Oktober findet Ihr aufSeite 4.

Über weitere Aktivitäten, an denen sich GenossInnen vom RSB
Oberhausen beteiligt haben, berichten wir aufden Seiten 5 und 6.

Im Bereich Betrieb und Gewerkschaft findet Ihr ab Seite 6 einen
Artikel zur dritten Konferenz gegen BR-Mobbing in Mannheim und die
Dokumentation der Pressemitteilung des Mannheimer Solikomitees.

Besonders möchten wir Euch aufden Termin unserer Filmreihe „Aufden
Spuren der ArbeiterInnenbewegung“ am 22.10.2016 hinweisen.

Wir hoffen, dass wir für Euch eine spannende Nummer der AvantiO.
zusammengestellt haben.

Eure Redaktion
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RSB Oberhausen

R.J.___

Einge hundert AntifaschistInnen protestierten am 28.
September aufdem Altmarkt gegen die erste Kundgebung der
„Bürger gegen Politikwahnsinn“ in Oberhausen; einer Gruppie-
rung, die ein Sammelbecken für Hogesa, NPD und weitere ras-
sistische und faschistische Gruppen ist. Sie bekennen sich auch
offen dazu, Nazis zu sein. Nach einer Kundgebung mit rassisti-
scher Hetze und Sozialdemagogie konnten die TeilnehmerInnen
dann unter dem Schutz der massenhaft anwesenden Ordnungs-

macht auch noch durch Teile der Oberhausener Innenstadt
marschieren und eindeutig volksverhetzende Parolen gröhlen.

An diesem Tag haben wir AntifaschInnen durch unser zah-
lenmäßig starkes Auftreten und unsere Lautstärke dafür ge-
sorgt, dass von der Kundgebung der Nazis nicht viel
wahrzunehmen war. Kurz danach hatten diese erklärt, dass sie
nun einmal im Monat eine solche Veranstaltung in Oberhausen
abhalten wollen. Setzen wir ihrer Hetze auch in Zukunft
deutliche Zeichen von internationaler Solidarität entgegen!

Keinen Fußbreit den Faschisten!

Foto: Andrea-Cora WaltherDie Gegenkundgebung am 28.09.2016 aufdem Altmarkt in Oberhausen

Nazi-Aufmärsche in Oberhausen:
Hunderte protestierten gegen die Hetze der

„Bürger gegen Politikwahnsinn“
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Flugblatt des RSB Oberhausen, verteilt bei der Kundgebung

gegen den Nazi-Aufmarsch in Oberhausen am 28.09.201 6:
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PROZESSBEOBACHTER______________

I
nsgesamt acht AntifaschistInnen wur-
den in den folgenden Monaten Straf-
befehle der Staatsanwaltschaft Duis-

burg in zum Teil vierstelliger Höhe zuge-
stellt. Die Vorwürfe reichten von Verstö-
ßen gegen das Vermummungsverbot
über Sachbeschädigung bis hin zu Land-
friedensbruch.

Die Betroffenen legten Widerspruch
gegen diese Strafbefehle ein. So wurden
die vermeintlichen Straftaten im Laufe
dieses Jahres vor dem Amtsgericht Ober-
hausen verhandelt.

Die ersten Verfahren endeten mit Frei-
sprüchen. Schon da war offensichtlich,
dass versucht worden war, mittels der
Strafbefehle gegen die überwiegend jun-
gen Antifaschisten ein Exempel zu statu-
ieren. Diese sollten wohl mit kons-
truierten und übertriebenen Vorwürfen
eingeschüchtert werden.

Bei allen Verfahren war die Solidarität
mit den Angeklagten sehr groß. Wir gin-
gen gemeinsam mit einer kleinen Demo
am Polizeipräsidium vorbei zum Amts-
gericht. Dort füllten wir jedes Mal den
Sitzungssaal bis aufden letzten Platz.

Der Verlauf aller Verfahren war ähn-
lich. Die Staatsanwaltschaft kannte teil-
weise die Akten nicht und war un-
genügend vorbereitet. So blieb von den
Vorwürfen, trotz Filmmaterial der Poli-
zei, nichts oder zu wenig übrig für eine
Verurteilung.

Insgesamt gab es bei den acht Verfah-
ren drei Freisprüche. Fünf Verfahren
wurden, zum Teil gegen geringe Geldauf-
lagen, eingestellt. Diese wurden von den
Angeklagten, um den Fall abzuschließen,
akzeptiert.

Ab Januar 2016 lief während der ge-
samten Verfahren eine Solidaritätskam-
pagne für die angeklagten Antifa-
schistInnen, welche von über zwanzig
Organisationen und Einzelpersonen aus

Oberhausen ideell und materiell unter-
stützt wurden.

Zusammenfassend lässt sich sagen,
dass das Kalkül der Staatsmacht, junge
AntifaschistInnen einzuschüchtern so
nicht aufgegangen ist. Die große Solidari-
tätswelle hat sicherlich auch dazu beige-
tragen.

Bei all dem gibt es einen Wermutstrop-
fen: Einen Freispruch wegen Vermum-
mung versucht die Staatsanwaltschaft
Duisburg zu kassieren. Sie hat dagegen
Widerspruch eingelegt. Der Prozess fin-
det am 31 .01 .2017 vor dem Landgericht
Duisburg statt. Alle anderen Urteile sind
rechtskräftig.

Wir AntifaschistInnen werden sicher-
lich in Oberhausen auch zukünftig von
Repression bedroht sein, wenn wir gegen
Nazis, RechtspopulistInnen oder deren
Spielarten aufstehen. Solange es in
weiten Teilen des Justizapparates nach
wie vor die Vorstellung gibt, dass der
Feind den es zu bekämpfen gilt, links
steht und nicht rechts. Ein aktuelles Bei-
spiel dafür ist die Duldung volksverhet-
zender Parolen bei den Aufmärschen der
sogenannten Bürger gegen Politikwahn-
sinn durch die reichlich vorhandene Po-
lizei genauso wie die Genehmigung von
ihren aggressiven Aufmärschen.

Zum Schluss noch einige Auszüge aus
der Prozesserklärung eines der Ange-
klagten, die er am Tag des letzten Verfah-
rens im Amtsgericht Oberhausen
verlesen hat. Er wurde vom Vorwurfdes
Landfriedensbruchs übrigens freigespro-
chen:

„ . . . Heute erleben wir eine Situation, in
der rassistische Aussagen gesellschaftlich
wieder anerkannt sind. Die Zahl rassis-
tisch motivierter Angriffe ist so hoch wie
lange nicht mehr. Täglich ist von Übergrif-
fen aufGeflüchtete, ihre Wohnräume und
ihre Unterstützer*innen zu lesen. Orte wie
das mit Oberhausen städtefreundschaft-

lich verbundene Freital in der Nähe von
Dresden, Heidenau, Clausnitz, Bautzen,
sie alle haben in den letzten Jahren trau-
rige Berühmtheit erlangt. Erst letzte Wo-
che kam es in Dresden zu Brand-
anschlägen auf eine Moschee und ein in-
ternationales Kongresszentrum. Auch in
Oberhausen gab es allein im vergangenen
Jahr zwei versuchte Brandanschläge auf
im Bau befindliche Notunterkünfte, an der
Ruhrorter Straße und in Osterfeld, an der
Kapellenstraße. Erst in der vergangenen
Woche kam es laut Berichten freier Jour-
nalisten und geflüchtetensolidarischer
Gruppen im Anschluss an eine vom Esse-
ner Pro NRWBezirksvertretungsmitglied
Holm Teichert organisierte Demonstra-
tion zu Angriffen auf vermeintliche
Asylbewerber*innen durch dem Hogesa-
Spektrum zuzuordnende Demonstrati-
onsteilnehmer*innen. . . .

. . . Zwei der drei Schwestern meiner Ur-
großmutter und ihre Familien überlebten
den Holocaust nicht. Sie wurden ermordet
in den deutschen Konzentrationslagern,
wie so viele andere, weil sie den wahnwit-
zigen Vorstellungen der deutschen Mehr-
heitsgesellschaft von Rassenideologie und
Existenzrecht nicht entsprachen.
Ihnen allen zum Gedächtnis, aber auch
allen Opfern rechter Gewalt in der Bun-
desrepublik zur Mahnung, ist es unsere
Pflicht, mit aller Entschlossenheit gegen
rassistische Hetze und Gewalt auf die
Straße zu gehen.
Meine, aber auch Ihre! . . .“ 

1 . Mai 201 5 in Oberhausen-Osterfeld
Eine vorläufige Bilanz der Repression gegen AntifaschistInnen
Am 1 . Mai 201 5 protestierten in Oberhausen-Osterfeld auf dem Marktplatz hunderte Men-

schen mit einem breiten Bündnis gegen einen Auftritt der Rassisten von „Pro NRW“. Während

der Protestkundgebung kam es zu einem unverhältnismäßigen Polizeieinsatz mit Pfefferspray

und Schlagstöcken. Im Anschluss wurden etliche AntifaschistInnen auf dem Heimweg ohne

konkreten Vorwurf eingekesselt, fotografiert und ihre Personalien festgestellt.
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Care Revolution:
Sorge-Arbeit im Dienste der Menschen, nicht für Profite
Am 22./23. Oktober 201 6 fand in Hamburg ein bundesweites Treffen des Netzwerks

Care Revolution statt. Neben dem internen Funktionieren des Netzwerks stand die

Verabredung gemeinsamer Aktivitäten auf der Tagesordnung.

P.S./R.H._______

D
as Care Revolution Netz-
werk ist ein Zusam-
menschluss sehr unter-

schiedlicher AkteurInnen. So
sind Selbsthilfe-Initiativen,
politische Gruppen und Ge-
werkschaftsgliederungen
ebenso wie Wissenschaftle-
rInnen daran beteiligt.

Ziele

Ihre Gemeinsamkeit besteht
darin, dass sie – auf theore-
tische und/oder praktische
Weise – auf dem Gebiet der
Care-Arbeit aktiv sind.

Zusammen wollen sie gegen
Lücken in der öffentlichen
Daseinsvorsorge, die zu Über-
forderung und Zeitmangel
führen, kämpfen. Der Begriff
Care-Arbeit umfasst dabei
Sorge-Arbeit im weitesten
Sinne. Gemeint sind alle Tä-
tigkeiten mit, am und für
Menschen: Erziehen, Pflegen,
Lehren und Betreuen, aber
auch Reinigen, Einkaufen,
Kochen und die Selbstsorge.
Und zwar unabhängig davon,
ob die Arbeit entlohnt wird
oder nicht.

Langfristig streben die Un-
terstützerInnen des Netz-
werks neue Modelle von
Sorge-Beziehungen und eine
Care-Ökonomie an, die nicht
Profitmaximierung, sondern
die Bedürfnisse der Menschen
ins Zentrum stellt, und die
Sorgearbeiten und Care-Res-
sourcen nicht nach rassisti-
schen, geschlechtlichen oder
klassenbezogenen Strukturie-
rungen verteilt. Dieses Selbst-
verständnis, das auf der
Website des Netzwerks veröf-

fentlicht ist (siehe www.care-
revolution.org), tragen alle
KooperationspartnerInnen
von Care Revolution mit.

Vernetzung

Damit sich die Beteiligten
austauschen und Absprachen
treffen können, aber auch, um
neuen InteressentInnen das
Netzwerk Care Revolution
vorzustellen, werden regelmä-
ßig bundesweite Treffen
durchgeführt.

Am 22./23. Oktober fand im
Hamburger Gängeviertel das
zweite Netzwerktreffen in die-
sem Jahr statt, mit etwa fünf-
zig TeilnehmerInnen.

Das Treffen begann mit ei-
ner Einführung für Interes-
sierte. Die Arbeitsweise des
Netzwerks, die Funktion des
Treffens und Beteiligungs-
möglichkeiten wurden vorge-
stellt.

Weiter ging es mit einer ge-
sellschaftspolitischen Bestands-
aufnahme mit Blick auf das
Erstarken der Rechten. Hier-
für wurden Kleingruppen ge-
bildet, die sich dann jeweils
mit denselben drei Fragen
auseinandersetzten:
1 . (Wieso) denken so viele
Menschen, sie können nichts
verändern, und wie wird
Handlungsfähigkeit erlebbar?
2. Was hat Selbstermächti-
gung mit Solidarität zu tun –
und was heißt Solidaritätsar-
beit?
3. Wie lassen sich solidarische
Praxen über konkrete Initiati-
ven hinaus erweitern?

Die Ergebnisse der Klein-
gruppen wurden anschlie-
ßend im Plenum vorgestellt,
um gemeinsam Schlüsse dar-

aus zu ziehen.
Weitere inhaltliche Diskus-

sionen fanden ebenfalls in Ar-
beitsgruppen statt, und zwar
zu den Themen Persönliche
Assistenz, Pflege und die Kam-
pagne bundesweite Gefähr-
dungsanzeige, Zeitsouveränität
sowie Bildungskonzepte zur
Care Revolution.

Selbstverständnis

Ist das Netzwerk ein eigen-
ständiger politischer Akteur,
oder soll es nur dem Aus-
tausch dienen? Welche Struk-
tur soll das Netzwerk haben,
und wie sollen Entscheidun-
gen getroffen werden? Wer
darf im Namen von Care Re-
volution Stellungnahmen ab-
geben? Diese Fragen waren
bis dato nicht befriedigend
geklärt.

Beim Treffen in Hamburg
definierte sich das Netzwerk
als Plattform, die in Zukunft
vielleicht einmal kampagnen-
fähig sein wird, und die plu-
ral, aber nicht politisch
beliebig ist. Die aktive Einmi-
schung in gesellschaftliche
Auseinandersetzungen soll
dezentral durch einzelne Ko-
operationspartnerInnen erfol-
gen. Das Netzwerk soll nicht
zu möglichst vielen Themen
Stellung beziehen, sondern
seine Kernthemen weiter aus-
formulieren.

Für die Entscheidungsfin-
dung des Netzwerks wurde
ein neues Verfahren festge-
legt. Abstimmungen erfolgen
künftig kombiniert über die
Mailingliste und bei Netz-
werktreffen. Bundesweit zen-
tralisierte Entscheidungen
sollen die Ausnahme sein.

Perspektiven

Die Anwesenden sprachen
sich für ein Netzwerktreffen
im Mai 2017 aus, das in Ko-
operation mit der Kampagne
„Bundesweite Gefährdungs-
anzeige“ durchgeführt werden
soll. Die Kampagne zielt auf
den Einsatz von mehr Perso-
nal in der Pflege, um den
heute aufgrund von Personal-
mangel bestehenden Pflege-
notstand zu beseitigen. Im
Herbst 2017 soll ein zweites
Netzwerktreffen stattfinden.

Neben der Neuwahl des
Kreises, der die Arbeit des
Netzwerks zwischen den Tref-
fen koordiniert, wurden in
Hamburg Arbeitsgruppen ge-
bildet, die konkrete Vorschläge
für Aktionen und für die Un-
terstützung regionaler Aktivi-
täten erarbeiten sollen. 

Aktiv werden!

Der RSB Oberhausen ist
Kooperationspartner des Care
Revolution Netzwerks. Wenn
Ihr mehr über die Arbeit
des Netzwerks wissen wollt
oder an regionalen Aktivi-
täten im Sinne von Care
Revolution interessiert seid,
meldet Euch bitte bei uns!

unter:
info@rsb4-oberhausen.de

www.care-revolution.org
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8. Oktober 201 6:
„Wer putzt den Pott?“ wieder im Bero-Zentrum präsent

P.S.___

A
uch in 2016 war die Wanderausstellung
„Wer putzt den Pott“ von der engagier-
ten Gewerkschafterin Irene Hüfner

wieder mit dabei: Am 8. Oktober war sie bei
den Aktionstagen „Das Alter ist bunt“ im
Oberhausener Bero-Zentrum präsent.

Das Projekt „Wer putzt den Pott“ wird von
Arbeit und Leben und den drei für das Rei-
nigungsgewerbe zuständigen DGB-Gewerk-
schaften unterstützt: von verdi (für den
Öffentlichen Dienst), der IG BAU (für das
Reinigungsgewerbe) und von der Gewerk-
schaft NGG (für die Privathaushalte).

Dass Sauberkeit kein dauerhafter Zustand
ist, sondern immer wieder aufs Neue herge-

stellt werden muss, kennt jedeR aus dem
täglichen Leben. Eine Frau, die diese Tätig-
keit beruflich ausübt, wird gewöhnlich
„Putzfrau“ genannt. Die Bezeichnung „Putz-
mann“ für männliche Reinigungskräfte ist
dagegen unüblich. Warum?

„Wer putzt den Pott?“ will über die Ge-
schichte, die Arbeitsbedingungen und die
Perspektiven dieses unterschätzten Berufes
informieren. Ein wesentliches Anliegen ist
dabei die Aufwertung der Arbeit insbeson-
dere der weiblichen Reinigungskräfte.

Dieses Mal war nur eine kleine Auswahl
der Exponate der Ausstellung zu sehen. Da-
für gab es Informationsmaterial und Raum
für Nachfragen und zur Diskussion. So wur-
de die Broschüre „Wer putzt den Pott“ zu

diesem Anlass neu aufgelegt. Das Angebot
wurde von vielen BesucherInnen des Bero-
Zentrums genutzt. 
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Ausstellung„Werputztden Pott?“, 08.10.2016, Oberhausen

Bundesweiter Aktionstag gegen TTIP und CETA
E.K.___

A
m 17. September demonstrierten
350.000 Menschen in sieben deut-
schen Städten für einen „gerechten“

Welthandel.
In Köln trafen sich ca. 50.000 besorgte Bür-

ger, GlobalisierungsgegnerInnen undLinke.
Auch Gewerkschaftsfahnen und -westen

wurden gesehen. Leider für diesen Anlass
bestürzend wenige, obwohl der DGB und
die Einzelgewerkschaften zur Demo auf-
riefen und auch Busse organisierten.

Auch wenn in den verschiedenen Städten
GewerkschaftsvertreterInnen Ansprachen
hielten, die Brisanz, die Gefahr, welche ge-
rade diesen unseren Organisationen droht,
ist anscheinend dort noch nicht so ange-
kommen. Es ist doch absehbar, dass die so-
genannten Freihandelsverträge CETA und
TTIP vor allem den Menschen, welche
nichts anderes als ihre Arbeitskraft haben,
besonders zusetzen werden. Werden doch
Gesundheitsschutz, Arbeitskämpfe und
überhaupt „zu viele“ Rechte von Beschäf-
tigten als Handelshindernisse angesehen.

Aber auch der Attac'sche Ruf nach „ge-
rechtem Welthandel“ ist wohlfeil. Er sugge-
riert ein Ziel; nämlich einen gerechten
Handel, welches so gar nicht erreicht wer-
den will.

Bestenfalls wird durch ein Scheitern
von CETA/TTIP das neoliberale Wirt-
schaftssystem etwas aufgehübscht.

Aber es kann ja auch sein, dass diese
wunderbaren Abkommen Industrie und
Handel nicht nur nichts bringen, sondern
auch noch einige Verheerungen dort an-
richten. Und dann sind wir wieder bei
uns, den Arbeiterinnen und Arbeitern,

welche ja dadurch zuerst – und meist auch
als einzige – die Folgen tragen müssen.

Also steigt nicht nur Euren Interessen-
vertreterInnen in Gewerkschaften und
Parteien mal kräftig auf die Zehen, son-
dern bekommt auch selber mal den Hin-
tern hoch. Es ist noch nicht zu spät, denn
alle Räder stehen still, wenn unser starker
Arm es will! 

Foto: AvantiO.Demo gegen TTIP und CETA am 17.09.2016 in Köln
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3. Oktober 201 6:

Protest gegen NATO-Kriegsrat in Essen
O.G.____

W
ie bereits in 2015, so hatte auch in diesem Jahr die Kalkaer
NATO-Einrichtung „Joint Air Power Competence Centre“
(siehe www.japcc.org) zu einer Konferenz nach Essen ein-

geladen: Vom 4. bis zum 6. Oktober berieten hohe Militärs gemein-
sam mit Politikern und Rüstungsindustriellen praktische Fragen
der Kriegsführung.

Wie im vergangenen Jahr rief ein Bündnis zum Protest gegen
diese Veranstaltung auf(siehe www.no-natom-krieg.de). Mit einer
Friedenskundgebung am 3. Oktober in der Essener Innenstadt
lehnten die Teilnehmenden die Kriegsplanungen, die bei der Kon-
ferenz aufder Tagesordnung standen, als existenzbedrohend und
gegen die Interessen der Menschen hier und anderswo gerichtet ab.

Nicht zuletzt richtete sich die Kundgebung gegen die wachsende
Gewalt und Zerstörung durch die Militarisierung der Weltpolitik,
die heute rund 65 Millionen Menschen weltweit zur Flucht zwingt.

Bei der Aktion am 3. Oktober wurde auch schon der Aufrufzum
Protest gegen eine weitere Zusammenkunft von Kriegstreibern und
Kriegsprofiteuren verteilt: gegen die alljährlich veranstaltete „Si-
cherheitskonferenz“ in München. In 2017 ist sie für den Zeitraum
17. bis 19. Februar angesetzt.

Der RSB Oberhausen wird voraussichtlich bei der Ge-
gendemonstration wieder mit dabei sein. 

Foto: AvantiO.Die Kundgebung am 03.10.2016 in Essen

„Betriebsräte im Visier“:

Dritte Tagung am 1 5.1 0.201 6 in Mannheim

D
er Aktionskreis gegen Unternehmerwillkür (AKUWILL),
bei dem auch GenossInnen des RSB Oberhausen mitarbei-
ten, hat die diesjährige Konferenz „Betriebsräte im Visier“

unterstützt, die im dritten Jahr in Folge vom Mannheimer Komi-
tee „Solidarität gegen BR-Mobbing“ organisiert wurde. Die Teil-
nehmerInnen der Tagung haben sich, aufbauend auf den
vorausgegangenen Veranstaltungen, intensiv mit dem Problem
des gezielten Mobbing von Betriebsräten als einem Bestandteil
von Union Busting auseinandergesetzt.

Einmal mehr ist dabei deutlich geworden, wie dringlich es ist,
dass sich die Gewerkschaften endlich in angemessener Weise zu
dem Problem verhalten.

Die Konferenz am 15. Oktober hat einen wichtigen Beitrag da-
zu geleistet, dass das Thema BR-Mobbing in die Öffentlichkeit
gelangt und so die nötige Aufmerksamkeit erhalten kann.

Wir dokumentieren aufder nächsten Seite die Pressemitteilung
des Mannheimer Solikomitees smit Auszügen aus der Entschlie-
ßung, die am Ende der Konferenz von den TeilnehmerInnen ver-
abschiedet wurde. Grafik: Interkomm.tk
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A
m Samstag, dem 15.10.2016, fand im Mannheimer Ge-
werkschaftshaus die 3. bundesweite Tagung„Betriebsräte
im Visier” mit über 100 Teilnehmerinnen und Teilneh-

mern statt. Aufder Konferenz wurde die Gewerkschafts- und
Betriebsratsbekämpfungan aktuellen Beispielen dargestellt und
dieser skandalöse Rechtsbruch von mehreren Seiten beleuchtet.
Anwesende Betriebsräte aus verschiedenen Branchen berich-
teten über schockierende Fälle des gegen sie gerichteten Mob-
bings durch Unternehmensleitungen. Sie stellten eine
gewachsene Aggressivität gegenüber aktiven Mitgliedern von
Interessenvertretungen fest. Dabei spielten spezialisierte „Un-
rechtsanwälte” und „Beratungsfirmen” eine besondere Rolle.
Mit sogenannten Verdachtskündigungen, mitBespitzelungund
Zersetzungdes beruflichen und privaten Umfeldes würde gegen
engagierte Betriebsräte vorgangen. In der Folge käme es bei Be-
troffenen zu schweren depressiven Erkrankungen und sogar zu
Selbstmordversuchen. Auch würden existenzbedrohende finan-
zielle und familiäre Probleme entstehen.
Klaus Stein, der 1 . Bevollmächtigte der IG Metall Mann-
heim, unterstrich in seinem Grußwort an die Anwesenden
die Notwendigkeit, dem Mobbing von Betriebsräten durch
Unternehmen entschlossen entgegenzutreten.
Verena zu Dohna-Jaeger vom IG Metall-Vorstand (Fach-
bereich Betriebspolitik) referierte zum Thema „Bekämpfung
von Gewerkschaften und Betriebsräten – Was setzt die IG
Metall dagegen?”.
Patrick Fütterer, Fachanwalt für Arbeitsrecht, setzte sich
mit der Frage „BR-Mobbing - immer noch kein Thema für
die Arbeitsgerichtsbarkeit?” auseinander.
Stephan Weis-Will (ver.di) und Albrecht Kieser (work-
watch) analysierten den „Fall XXXL - Radikal gegen Be-
triebsräte, Belegschaften und Gewerkschaften”.
Helmut Schmitt (IG BCE) umriss strategische Perspekti-
ven für die Auseinandersetzungmit BR-Mobbing und for-
derte ein wirksameres und besser koordiniertes Handeln.
Die Tagung verabschiedete die Entschließung „BR-Mob-
bing und kein Ende? Jetzt konsequentWiderstand leisten!”.*

Darin wird unter anderem gefordert:
• „dass die Regierungen der Landes- und Bundesebene al-
le Fälle von BR-Mobbing dauerhaft erfassen, spezielle
Schwerpunktstaatsanwaltschaften bilden und endlich ein
wirksames Anti-Mobbing-Gesetz beschließen lassen
• dass der Kampfgegen BR-Mobbing im Bundestagswahl-
kampf2017 Gehör findet
• dass die Unternehmerverbände den Einsatz von Anwäl-
ten und Beratern, die BR-Mobbing anleiten und unterstüt-
zen, in ihren Mitgliedsfirmen unterbinden
• dass die Anwaltskammern, diesen ‚Unrechtsanwälten‘, die
das Recht nicht pflegen, sondern missachten, die Zulassung
zumindest für das Gebiet des Arbeitsrechts entziehen.
• dass schnelle gewerkschaftliche Einsatzgruppen gebildet
werden, die gewerkschaftsübergreifend die umfassende Ab-
wehr von BR-Mobbing unterstützen und gemeinsam mit
den KollegInnen vor OrtWiderstand organisieren.”
An alle von BR-Mobbing Betroffenen wird appelliert:
• „Wehrt Euch! LeistetWiderstand! Fordert die Öffentlich-
keit, Eure Gewerkschaften, politische Organisationen und
die regionalen Solidaritätskomitees zur Solidarität auf!”
Die Konferenz wurde unterstützt von IG Metall Mann-
heim sowie von AKUWILL (Oberhausen), IG BCE Wein-
heim, IGM-Vertrauenskörper General Electric (MA),
Überbetriebliches Solidaritätskomitee Rhein-Neckar, ver.di
Rhein-Neckar und work-watch (Köln).
Einen musikalischen Beitrag zum Gelingen der Tagung
leistete die Mannheimer Band ewo² mit Bernd Köhler und
Jan Lindqvist.
In einem Jahr, am 14. Oktober 2017, soll die 4. bundesweite
Konferenz „Betriebsräte im Visier” in Mannheim stattfin-
den.

Komitee „Solidarität gegen BR-Mobbing!“,
16. Oktober 2016 

*[Unter www-gegen-br-mobbing.de findet Ihr den vol-
len Wortlaut der Entschließung.]

Pressemitteilung zur 3. Konferenz „Betriebsräte im Visier”

TIPP
Auf der Website des Mannheimer Solikomitees
www.gegen-br-mobbing.de sowie aufder Homepa-
ge der IGM Mannheim unter

www.mannheim.igm.de/news/meldung.html?id=78707
(oder kurz: www.shortlinks.de/6wsl) findet Ihr In-
formationen wie die Presseerklärung, TV-Berichte,
die Entschließung und Fotos zur 3. Konferenz „Be-
triebsräte im Visier“.
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Konferenz „Betriebsräte im Visier“ am 15. Oktober 2016 in Mannheim
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RSB Oberhausen
Postfach 10 01 25
D-46001 Oberhausen

Fon: +49 (0) 208 / 768 422 46

Email: info@rsb4-oberhausen.de

Web: www.rsb4-oberhausen.de

RSB/IV. Internationale

Wer wir sind und was wir wollen

D
er Revolutionär Sozialistische Bund (RSB) ist Teil der 1938 gegrün-
deten IV. Internationale. Sie ist in über 50 Ländern aktiv und hält
grundlegende Probleme der Welt – Krieg, Umweltzerstörung,

Arbeitslosigkeit, Armut und Hunger – im Rahmen der kapitalistischen
Gesellschafts- und Wirtschaftsordnung nicht für lösbar. Sie strebt eine
selbstverwaltete sozialistische Demokratie an, die die Ausbeutung des
Menschen durch den Menschen beendet. Deshalb fördert der RSB alle
Bemühungen, aktiv und gemeinsam mit anderen politischen Strömun-
gen für die sozialen Errungenschaften, demokratischen Rechte und

wirtschaftlichen Interessen insbesondere der arbeitenden Klasse einzu-
treten. Er unterstützt den Kampf gegen Rassismus, Frauenunter-
drückung und jede Art von Diskriminierung. Er setzt sich für den Erhalt
der Umwelt ein. Er fordert die politische, rechtliche und soziale Gleich-
stellung aller in der Bundesrepublik lebenden Menschen und die völlige
Gleichstellung der Geschlechter. Ziel des RSB ist es, das Vertrauen der
Menschen in ihre eigene Kraft zur radikalen Veränderung zu stärken.
Der Schwerpunkt seiner Aktivitäten liegt in den außerparlamentarischen
Kämpfen. 

V.i.S.d.P.: RSB, 68026 Mannheim

TERMINE (weitere Infos beim RSB Oberhausen)

• Samstag/Sonntag, 04./05.11 .16, Offenes Frauentreffen des RSB,
Oberhausen (weitere Infos über den RSB Oberhausen)

• Dienstag, 08.11 .16, 19:00, Vorbereitungstreffen Internationaler
Frauentag 2017, KI, Mülheimer Str. 200, Oberhausen

• Dienstag, 22.11 .16, 19:00 Uhr, Teil 6 der Filmreihe „Aufden Spuren
der ArbeiterInnenbewegung“: „Huckinger März“ und „Tor 2", Linkes
Zentrum, Oberhausen

• Donnerstag, 24.11 .16, 18:30 Uhr, Kundgebung gegen rechte Hetze,
Arnold-Rademacher-Platz, Oberhausen-Sterkrade

Vorschau Dezember:
• Do., 01 .12.2016, 19:00 Uhr, Linkes Zentrum, Abschluss der Filmreihe

„Aufden Spuren der ArbeiterInnenbewegung“ mit „Workingman's Death“
• Do., 08.12.2016, 12:00 Uhr, Treffen des Aktionskreises gegen Unter-

nehmerwillkür (AKUWILL), Linkes Zentrum, Oberhausen

Filmreihe „Auf den Spuren der ArbeiterInnenbewegung“
Arbeitskämpfe im Ruhrgebiet der 70er Jahre

Huckinger März

„Huckinger März“ beschäftigt sich mit dem „wilden“ Streik
1973 im Profilwalzwerk bei Mannesmann in Huckingen.

März 1973: Bei Mannesmann in Duisburg-Huckingen strei-
ken rund 350 Profilwalzwerker, nachdem die Werksleitung ih-
re Forderung nach neuen Einstufungen zurückgewiesen hat.

Im Verlauf des Streiks besetzen sie die Verwaltung und die
Produktionsanlagen, werden durch Gerichtsbeschluss und
einstweilige Verfügung ausgesperrt, organisieren eine eigene
Pressekonferenz und erfahren wachsende Unterstützung von
ihren Familien und in der Öffentlichkeit.

Nach 10-tägigem Streik haben sie ihre Forderungen in vol-
lem Umfang durchgesetzt. Der Film schildert in zwanzig nach-
gespielten Episoden den Verlauf dieses Streiks bis zu seinem
Erfolg. Die HauptdarstellerInnen sind Kollegen von Mannes-
mann und Huckinger Stahlarbeiterfamilien, die am Streik be-
teiligt waren.
1974, 70 min.

Tor 2

„Tor 2“ ist eine Gemeinschaftsproduktion von FilmemacherIn-
nen zur Unterstützung des Streiks der Stahlarbeiter 1978/79 im
Kampfum Arbeitszeitverkürzung.

Am 28.11 .1978 treten zehntausende von Stahlarbeitern in
den Streik. Ihre von der Industriegewerkschaft Metall unter-
stützten Forderungen: 5 Prozent mehr Lohn und die schritt-
weise Einführung der 35-Stunden-Woche.

In der Nacht vom 31 .12.1978 aufden 01 .01 .1979 sind die Fil-
memacher am Tor 2 der Mannesmann-Hütte in Duisburg, von
abends 8 Uhr bis zum nächsten Morgen um 7 Uhr.

Es ist ein emotionaler Film. Gefühle, Gedanken und Solida-
rität, in der eiskalten Silvesternacht, beim Streik, vorm Tor, im
Kampfum die 35 Stunden Woche, trotz aller Widrigkeiten und
der Aussperrung von mehr als 30.000 Kollegen.
1979, 30 min.

Ein bedeutendes Stück Stahlarbeiter- und Dokumentarfilmgeschichte ist am Diens-
tag, den 22.1 1 .201 6 um 1 9:00 Uhr im Linken Zentrum in der Elsässer Strasse 1 9 in
Oberhausen zu sehen. Dort zeigt der RSB Oberhausen zusammen mit DIE.LINKE
Oberhausen im Rahmen ihrer gemeinsamen Filmreihe „Auf den Spuren der Arbei-
terInnenbewegung“ die Filme „Huckinger März“ und „Tor 2“.




